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Antrag 

der Abgeordneten Christian Sterzing , Manfred Such und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Statt Europol - Mehr Sicherheit vor Kriminalität durch Verbesserung direkter 
polizeilicher Zusammenarbeit unter demokratischer und rechtlicher Kontrolle 


Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Deutsche Bundestag lehnt die Ratifizierung der 
Europol-Konvention (Drucksache 13/7391) ab. Die Kon- 
vention entspricht weder den durch das Grundgesetz vor- 
gegebenen Standards organisatorischer, parlamentari- 
scher und gerichtlicher Kontrolle der geplanten Behörde 
noch dem Schutz des informationellen Selbstbestim- 
mungsrechts und läßt die in Deutschland geltende Sach- 
herrschaft der Staatsanwaltschaft im Strafverfahren un- 
berücksichtigt. Besonders bedenklich ist auch die geplante 
Verarbeitung intimer Personendaten sowie der Austausch 
solcher Daten mit Geheimdiensten und Drittstaaten wie 
etwa der Türkei. 

2. Ein fachlicher Bedarf für die Errichtung des geplanten Eu- 
ropäischen Kriminalamts Europol, welcher dem verfas- 
sungsmäßigen Subsidiaritätsprinzip genügt, ist nicht nach- 
gewiesen. Statt zusätzlicher zentraler Bürokratie ist der 
weitere Ausbau bereits bestehender Strukturen direkter 
polizeilicher Zusammenarbeit geeignet und erforderlich, 
um die Sicherheit der Menschen vor grenzüberschreiten- 
der Kriminalität zu erhöhen. 

3. Der Deutsche Bundestag begrüßt die deutliche Kritik des 
Europäischen Parlaments (EP) an der Europol-Konvention, 
insoweit das EP - vorbehaltlich der Frage eines Bedarfs für 
Europol-inseiner Entschließung vom 14. März 1996 (EuB- 
EP 143) 

a) feststeUt, daß die Unterzeichnete Fassung der Europol- 
Konvention inakzeptabel sei (Nummer 14); 

b) fordert, daß Arbeiten des Rates an Ausführungsbestim- 
mungen hierzu sofort einzustellen seien (Nummer 3), 
da diese transparent in der Konvention selbst und un- 
ter parlamentarischer Beteiligung zu regeln seien; 
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c) seine Besorgnis über die Gewährleistung des Daten- 
schutzes bei Europol äußert (Nummern 4 bis 7); 

d) auf die Gewährleistung seiner Kontrollbefugnisse hin- 
sichtlich wichtiger, Europol betreffender Fragen dringt 
(Nummern 9 bis 13, 16); 

e) fordert, daß Europol nicht ohne weiteres eigene Er- 
mittlungszuständigkeiten und operative Befugnisse 
übertragen werden (Nummer 15). 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. alles zu unternehmen, um die direkte bi- und multinatio- 
nale Zusammenarbeit zur Vorbeugung und Verfolgung 
grenzüberschreitender Kriminalität beständig weiter zu 
verbessern und eine angemessene parlamentarische und 
rechtliche Kontrolle dieser Kooperation zu gewährleisten; 

2 . weiteren Maßnahmen zum Aufbau von Europol und zur Er- 
weiterung seiner Aufgabenstellung in Deutschland, in der 
EU und vor allem im Rahmen der Regierungskonferenz ent- 
gegenzuwirken, insbesondere einer vorgreiflichen Aus- 
stattung von Europol mit operativen Befugnissen nicht zu- 
zustimmen; 

3. unverzüglich eine umfassende Bewertung der bestehen- 
den Strukturen und Einrichtungen der polizeilichen Ko- 
operation innerhalb Europas unter den Gesichtspunkten 
der Effizienz sowie der demokratischen und rechtlichen 
Kontrollmöglichkeiten vorzunehmen und einen etwaigen 
zusätzlichen Bedarf im einzelnen zu begründen. 

Bonn, den 22. April 1997 

Christian Sterzing 

Manfred Such 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

1. Im zusammenwachsenden Europa muß der Schutz der Bürge- 
rinnen und Bürger vor - auch grenzüberschreitender - Krimi- 
nalität noch mehr verbessert und das verbreitete Unsicher- 
heitsgefühl verringert werden. Zu diesem Zweck ist den 
sozialen Ursachen von Kriminalität intensiv entgegenzuwirken 
und der Straftaten-Verhütung durch geeignete Präventions- 
maßnahmen besonderes Augenmerk zu schenken. 

2. Die darüber hinaus notwendige Zusammenarbeit der Polizei 
und sonstigen Sicherheitsbehörden der europäischen Staaten 
muß so direkt, ortsnah, flexibel und unbürokratisch wie mög- 
lich erfolgen. Sie ist durch überregionale, zwischenstaatliche 
oder supranationale Vorkehrungen und Einrichtungen zu er- 
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ganzen, soweit hierfür ein praktischer Bedarf existiert und das 
Subsidiaritätsprinzip nicht entgegensteht. 

3. Nach diesen Grundsätzen besteht in Europa bereits heute ein 
enges Geflecht von bi- und multilateralen Abkommen über die 
Zusammenarbeit der Sicherheitsbehörden: etwa innerhalb der 
EU, zwischen dieser und Drittstaaten, zwischen einzelnen EU- 
Mitgliedstaaten, zwischen diesen und Drittstaaten, regionale 
Kooperationsabkommen usw. Beispiele funktionierender mul- 
tilateraler Zusammenarbeit sind etwa die nordische Paßunion, 
der Rat der Ostsee-Anrainer oder das Schengener Überein- 
kommen mit seinem effektiven Fahndungsinstrument Schen- 
gener Informationssystem SIS. International erfolgt die Zu- 
sammenarbeit zur Kriminalitätsbekämpfung ferner z.B. über 
Interpol - eine bewährte Zentrale für internationale Fahndun-' 
gen und Kriminalitätsanalysen -, über Einrichtungen der VN 
wie dem UNDCP oder der Kriminalpräventions- und 
-Justizkommission, im Europarat oder in der Financial Action 
Task Force der G 7/P 8 u. a. m. 

Angesichts dieser Fülle an Institutionen für die grenzüber- 
schreitende polizeiliche Zusammenarbeit ist kein praktischer 
Bedarf zu erkennen, ergänzend hierzu mit Europol eine zen- 
trale Bürokratie zu errichten oder dieser - wie gefordert und 
im Rahmen der Regierungskonferenz vorgeschlagen - sogar 
operative Befugnisse zu verleihen. Stattdessen ist die direkte 
Zusammenarbeit zwischen den europäischen Staaten und de- 
ren zuständigen Behörden beständig weiterzuentwickeln und 
zu verfeinern, etwa durch den Ausbau der gegenseitigen Amts- 
und Rechtshilfe sowie eine Angleichung des nationalen Straf- 
verfahrensrechts der EU-Mitgliedstaaten. 

4. Außerdem besteht aufgrund der Konvention für Europol ein 
gravierender Mangel an demokratischer Kontrolle. Dieser 
Mangel ist von besonderer Bedeutung, da Europol in einem 
zentralen Bereich staatlicher Tätigkeit- Ausübung des Gewalt- 
monopols durch Polizei und Strafjustiz - eingreift und durch 
die Sammlung und Analyse von Daten unmittelbar das Recht 
auf informationelle Selbstbestimmung berührt. Europol unter- 
liegt keiner parlamentarischen Kontrolle - weder auf nationa- 
ler noch auf europäischer Ebene. Das EP hat keinerlei Mög- 
lichkeiten der Einflußnahme hinsichtlich der rechtlichen 
Bedingungen Aufgabengestaltung und -erfüllung sowie der 
personellen oder finanziellen Ausstattung. Das Europäische 
Polizeiamt unterliegt ebensowenig der Kontrolle und Verant- 
wortlichkeit der Kommission. Die gleichsam freischwebende 
Behörde darf „von keiner Regierung, Behörde, Organisation 
oder nicht Europol angehörenden Person Weisung entgegen- 
nehmen" (Artikel 30 I Europol-Konvention). Lediglich ein 
Verwaltungsrat aus von den Mitgliedstaaten entsandten Re- 
gierungsvertretern (Artikel 28 EPK) soll eingesetzt werden; al- 
lerdings ist auch diesem jede wirksame Einflußnahme auf die 
konkrete Aufgabenerfüllung verwehrt. 

Mit diesem eklatanten Defizit an demokratisch-parlamentari- 
scher Kontrolle unterschreitet Europol demokratische Min- 
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deststandards. An der Verfassungsmäßigkeit bestehen deshalb 
erhebliche Zweifel, weil noch das Bundesverfassungsgericht 
in seinem Maastricht Urteil festgestellt hat, daß europäische In- 
stitutionen mit hoheitlichen Befugnissen durch die nationalen 
Parlamente und eventuell ergänzend durch das EP demokra- 
tisch legitimiert sein müssen (BVerfG NJW 1993, 3051). 

5. Die Tätigkeit Europols läßt sich nicht auf die Sammlung und 
Analyse von Daten reduzieren. Das Europäische Polizeiamt 
kann selbst aus der eigenen Analysetätigkeit gewonnene oder 
von Dritten (außerhalb der EU) erlangte Daten (Artikels 111 
EPK) in das Informationssystem eingeben. Es verfügt zwar - 
derzeit - über keine eigenständigen Ermittlungsbefugnisse, 
kann jedoch zur Beschaffung von Daten entsprechende Ersu- 
chen an die Mitgliedstaaten wie auch Drittstellen richten (Ar- 
tikel 4, 10 III EPK). Damit generiert Europol neue personenbe- 
zogene Daten. 

Die Vorschriften zur Datensammlung sind äußerst unbestimmt. 
Nach der Konvention werden Daten nicht nur über Straftäter 
und Verdächtige gesammelt und verarbeitet, sondern auch 
über sog. Risikopersonen, über potentielle oder tatsächliche 
Zeugen, Informanten, Opfer und Kontaktpersonen. Die Wei- 
tergabe an „Drittstaaten'' ist möglich, d. h. zum Beispiel auch 
an ausländische Geheimdienste. Richterliche oder staatsan- 
waltliche Anordnungen sind in diesem Bereich in keiner Wei- 
se vorgesehen. 

Die Behandlung dieser personenbezogenen Daten durch 
Europol unterliegt nicht der EU-Datenschutzrichtlinie von 
1995, da diese nur auf das Gemeinschaftsrecht Anwendung fin- 
det, jedoch nicht auf die in der 3. Säule geregelte Justiz- und 
Innenpolitische Zusammenarbeit, der Europol zuzurechnen ist. 
Zwar wird im Rahmen der Regierungskonferenz die Ein- 
führung eines neuen Artikels über den „ Schutz natürlicher Per- 
sonen bei der Verarbeitung und dem freien Verkehr perso- 
nenbezogener Daten" in den EG-Vertrag diskutiert, aber auch 
diese Regelung würde auf Europol, das im Rahmen des EU- 
Vertrages errichtet wurde, keine Anwendung finden. 

Durch die Konvention ist somit in keiner Weise sichergestellt, 
daß Europol den datenschutzrechtlich gebotenen Standards 
entspricht. 

6. Im übrigen muß hinsichtlich des Projekts Europol Besorgnis er- 
regen, daß vor allem die Bundesregierung die Errichtung von 
Europol zu einem zentralen Europäischen Kriminalamt letzt- 
lich mit eigenen Ermittlungszuständigkeiten und operativen 
Befugnissen offenbar weniger wegen eines praktischen Be- 
darfs neben schon vorhandenen Kooperationsebenen forciert 
hat, sondern vielmehr wegen des behaupteten bzw. vermeint- 
lichen Symbolwerts von Europol für die EU. Die Notwendig- 
keit eines verbesserten Schutzes vor grenzüberschreitender 
Kriminalität und der integrationspolitische Symbolwert eines 
Europäischen Kriminalamtes rechtfertigen keine Verletzung 
von Verfassungsstandards, zumal alternative Möglichkeiten 
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der Intensivierung polizeilicher Zusammenarbeit nicht ausrei- 
chend geprüft wurden. 

7. Mit der European Drug Unit (EDU), der Vorläuferin von 
Europol, wurde in den letzten Jahren faktisch bereits vor Un- 
terzeichnung und Ratifizierung einer Europol-Konvention der 
Aufbau von Europol vorweggenommen. Der teure Ausbau der 
EDV-Infrastruktur sowie des Personalstamms von EDU vor ei- 
ner für die Mitgliedstaaten verbindlichen, ratifizierten Ent- 
scheidung über Europol begründet die Gefahr, daß Fakten ge- 
schaffen werden und die weitere Beschlußfassung zu Europol 
damit präjudiziert wird. 

8. Gleiches gilt für die Regierungskonferenz zur Revision des 
Maastrichter Vertrages: Obwohl der Ratifizierungsprozeß in 
den Mitgliedsländern der EU noch längst nicht abgeschlossen 
ist, wird bereits über eine Ausweitung der Befugnisse von 
Europol beraten. Vorgesehen ist die - insbesondere von der 
Bundesregierung betriebene - Ausweitung der Aufgabenfel- 
der und Verleihung operativer Befugnisse an Europol, obwohl 
in den Verhandlungen schon mehrfach auf die außerordentlich 
schwierige Abgrenzung zwischen operativen und exekutiven 
Kompetenzen hingewiesen wurde. Ohne daß Bemühungen er- 
kennbar sind, im Rahmen der Regierungskonferenz auch nur 
ansatzweise das demokratisch-parlamentarische und rechtli- 
che Kontrolldefizit zu beseitigen, werden bereits die rechtli- 
chen Grauzonen, in denen Europol seine Tätigkeit entfaltet, 
erweitert. 
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